
 
Satzung 

über die Erhebung von Beiträgen und Gebühren für die Wasserversorgung 
in der Gemeinde Güster (Beitrags- und Gebührensatzung) 

 
Gemäß §§4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 01.04.1996 
(GVOB1. Schl.-H. S.321), der §§ 1,2,6 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Schleswig-Holstein in der Fassung vom 29.01.1990 (GVOB1. Schl.-H. S.50) - zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 06.03.1996 (GVOB1. Schl.-H. S. 268) und des § 26 der Wasserversorgungssatzung der 
Gemeinde Güster vom 13.05.1997 wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 
12.05,1997 folgende Satzung erlassen: 

I . Abschnitt 

§ 1 Allgemeines 

(1)  Die Gemeinde Güster (i.F.: die Gemeinde) betreibt und errichtet nach Maßgabe der 
Wasserversorgungssatzung vom 13.05.1997 die Wasserversorgungsanlage als öffentliche 
Einrichtung. 

(2)  Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge zur Deckung des Aufwands für die 
Wasserversorgungsanlage einschließlich der Kosten für die Hausanschlüsse i. S. der § 8 Abs. 2 
KAG, § 2 Ziff. 5, § 14 der Wasserversorgungssatzung und Gebühren für die Benutzung der 
öffentlichen Wasserversorgung. 

I I . Abschnitt - Beitrag 

§ 2 
Grundsatz 

(1)  Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt ist, für die 
Herstellung, den Ausbau oder Umbau der öffentlichen Wasserversorgungsanlage Beiträge zur 
Abgeltung der durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme erwachsenden Vorteile. Die 
gesetzliche Umsatzsteuer ist Bestandteil des beitragsfähigen Aufwands. 

(2)  Der Beitrag deckt auch die Kosten für die Hausanschlüsse. 

§3 Gegenstand der  Beitragspflicht 

(1)  Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentliche Wasserversorgungsanlage 
angeschlossen werden können und für die 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden dürfen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten städtebaulichen Ent-
wicklung in der Gemeinde zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen. 

 
(2)  Wird ein Grundstück an die öffentliche Wasserversorgungsanlage tatsächlich angeschlossen, so 

unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. l nicht erfüllt 
sind. 

(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlichrechtlichen 
Sinne. 



 

§4 
Beitragsmaßstab 

(1)  Der Beitrag für die Wasserversorgungsanlage wird als nutzungsbezogener Flächenbeitrag 
erhoben, 

(2)  Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages werden je Vollgeschoss 100 % der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 

Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse 
sind. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden 
bei industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise 
baulich oder gewerblich genutzten Grundstücken je angefangene 2,50 m Höhe des Bauwerks als 
ein Vollgeschoss gerechnet. 

(3)  Als Grundstücksfläche nach Abs. 2 gilt 

a) bei Grundstücken, die im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Fläche, wenn 
für das Grundstück im Bebauungsplan bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, die Fläche im 
Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, 

c) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan besteht und die innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche des 
Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und 
einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen; bei Grundstücken, die nicht an 
eine Straße angrenzen oder nur durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit einer 
Straße verbunden sind, die Fläche zwischen der der Straße zugewandten Grundstücksseite 
und einer im Abstand von 50m dazu verlaufenden Parallelen, 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach den Buchstaben a) - c) ergebenden Grenzen hinaus 
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze 
bzw. im Falle von Buchstabe c) der der Straße zugewandten Grundstücksseite und einer 
Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der übergreifenden Bebauung oder 
gewerblichen Nutzung entspricht, 

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof 
festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§34 BauGB) 
tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die Wasserversorgungsanlage 
angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl (GRZ) 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils 
im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei eine 
Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt, 

f) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§35 BauGB) die Grundfläche der an die 
Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils 
im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer 
Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige 
Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt. 



g) Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung ohne oder nur mit 
untergeordneter Bebauung festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang 
bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) bzw. im Außenbereich (§ 35 BauGB) tatsächlich so 
genutzt werden (z.B. Schwimmbäder und Festplätze - nicht aber Sportplätze und Friedhofe), 
75 % der Grundstücksfläche, bei Campingplätzen jedoch 100 % der Grundstücksfläche. 

(4)  Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 2 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Zahl der 
Vollgeschosse, 

b) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse nicht festgesetzt, 
sondern nur eine Baumassenzahl oder nur die Höhe der baulichen Anlagen angegeben ist, 
die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl bzw. die durch 3,5 geteilte 
höchstzulässige Gebäudehöhe, wobei Bruchzahlen über 0,5 auf volle Zahlen aufgerundet 
werden. Bruchzahlen bis 0,5 finden keine Berücksichtigung, 

c) die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Voll-
geschosse, wenn aufgrund der tatsächlich vorhandenen Bebauung die Zahl der 
Vollgeschosse nach Buchstabe a) oder die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe nach 
Buchstabe b) überschritten werden, 

d) soweit kein Bebauungsplan besteht oder in dem Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse 
noch die Baumassenzahl bzw. die Gebäudehöhe bestimmt sind, 

- bei bebauten und bei unbebauten oder bebaubaren Grundstücken, die Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen, oder soweit 
Bebauungsplanfestsetzungen für diese Grundstücke erfolgt sind, festgesetzten oder nach 
Buchstabe b) berechneten Vollgeschosse; die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich 
durch Umrechnung ergebenden Vollgeschosse, wenn die tatsächliche Bebauung bebauter 
Grundstücke die nach Halbsatz l ermittelte Anzahl der Vollgeschosse überschreitet, 

- bei Grundstücken die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, die Zahl von einem 
Vollgeschoss, 

e) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die 
außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z.B. Sportplätze, 
Friedhöfe), wird ein Vollgeschoss angesetzt 

 
§5 Beitragssatz 

(1)  Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen Wasserversorgungsanlage beträgt 2,74 
DM/m2 modifizierte Grundstücksfläche. 

(2)  Für Grundstücke, die an eine betriebsfertige zentrale Wasserversorgungsanlage angeschlossen 
waren und jetzt an die neue zentrale öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen 
werden, beträgt der Beitragssatz lediglich 1,13 DM/m2 beitragspflichtiger Fläche. 

(3)  Zu den Beitragssätzen wird die Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlich vorgeschriebenen Höhe 
erhoben. 

(4)  Die Beitragssätze für den Ausbau und Umbau der öffentlichen Wasserversorgungsanlage werden 
ggf. unter Angabe des Abgabentatbestandes in einer besonderen Satzung festgelegt. 

§6 Beitragspflichtige 

(1)  Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids 



Eigentümer des Grundstücks ist, zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigter oder 
Gewerbetreibender ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der 
Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige 
haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- 
und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

(2)  Bei Rechtsnachfolge gehen alle Verpflichtungen auf den Rechtsnachfolger über. Die persönliche 
Haftung des Rechtsvorgängers und die dingliche Haftung des Grundstücks bleiben hiervon 
unberührt. 

§ 7 Entstehung der  Beitragspflicht 

(1)  Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Herstellung der öffentlichen 
Wasserversorgungsanlage vor dem Grundstück einschließlich der Fertigstellung des 
Hausanschlusses. 

(2)  Im Fall des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens aber mit dessen 
Genehmigung. 

§8 
Vorauszahlung 

Auf Beiträge können angemessene Vorauszahlungen gefordert werden, sobald mit der Ausführung 
der Maßnahme begonnen wird. 

Eine geleistete Vorauszahlung ist bei der Erhebung des endgültigen Beitrages gegenüber dem 
Schuldner des endgültigen Beitrags zu verrechnen. 

 
§9 Veranlagung, Fälligkeit 

Der Beitrag wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheids fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorauszahlung. 

I I I . Abschnitt - Benutzungsgebühren 

§10 Benutzungsgebühren 

Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten der laufenden Verwaltung und Unterhaltung der 
Wasserversorgungsanlage einschließlich der Verzinsung des aufgewendeten Kapitals und der 
Abschreibungen Benutzungsgebühren. Sie gliedern sich in Grundgebühren und Zusatzgebühren. 

§11 Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

(1)  Die Grundgebühr bestimmt sich nach der Größe der Wasserzähler. Sie beträgt monatlich bei 
Wasserzählern mit einer Nennleistung 

bis   qn 2,5            10,00 DM/Monat  

bis  qn 6               40,00 DM/Monat  

über qn 6              160,00 DM/Monat. 

(2)  Die Zusatzgebühr (Verbrauchsgebühr) berechnet sich nach der Wassermenge, die der 
öffentlichen Wasserversorgungsanlage von den angeschlossenen Grundstücken entnommen 
wird. 



Sie beträgt 1,35 DM je Kubikmeter. 

(3)  Zu den Gebührensätzen wird die Umsatzsteuer in der jeweils gesetzlich vorgeschriebenen Höhe 
erhoben. 

§12 
Berechnungsfehler  

(1)  Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der Verkehrsfehlergrenzen oder 
werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt, so ist der zuviel oder 
zuwenig berechnete Betrag zu erstatten oder nach zu entrichten. Ist die Größe des Fehlers nicht 
einwandfrei festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an, so ermittelt die Gemeinde 
den Verbrauch für die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus dem 
Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und des der Feststellung des Fehlers 
nachfolgenden Ablesezeitraumes oder aufgrund des vorjährigen Verbrauchs durch Schätzung; 
die tatsächlichen Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 

(2)  Ansprüche nach Absatz l sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden 
Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen größeren 
Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf längstens zwei Jahre 
beschränkt. 

§13 Entstehung und Beendigung der  Gebührenpflicht 

(1)  Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch 

a) für die Grundgebühr mit dem l. des Monats, der auf den Tag des betriebsfertigen 
Anschlusses des Grundstücks an die Versorgungsleitung folgt und 

b) für die Zusatzgebühr mit dem Tag des betriebsfertigen Anschlusses des Grundstücks an die 
Versorgungsleitung. 

(2)  Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die Versor-
gungsleitung entfällt und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. 

§14 Gebührenpflichtige 

(1)  Gebührenpflichtig ist, wer nach den grundsteuerrechtlichen Vorschriften Schuldner der 
Grundsteuer ist oder sein würde, wenn das Grundstück nicht von der Grundsteuer befreit wäre. 
Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(2)  Bei Eigentumswechsel wird der neue Eigentümer vom Beginn des Vierteljahres an, das der 
Rechtsänderung folgt, zur Gebührenzahlung herangezogen, wenn der bisherige Eigentümer der 
Gemeinde den Eigentumswechsel nachweist. Der bisherige Eigentümer haftet 
gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Gebühren bis zum Ablauf des Kalenderjahres. 

§15 Heranziehung und Fälligkeit 

(1)  Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid 
über andere Abgaben verbunden werden kann. 

(2) Die Gebühr wird nach der Menge der Wasserabnahme und der gezahlten Grundgebühr des 
Vorjahres vorläufig berechnet. Das Vorjahr wird gleichzeitig endgültig abgerechnet. Bestand 
im Vorjahr noch keine Gebührenpflicht oder hat sich der Benutzungsumfang seitdem 
wesentlich geändert, wird die zugrunde zu legende Wassermenge geschätzt. Bei Beendigung 
der Gebührenpflicht oder bei einem Wechsel des Gebührenpflichtigen wird unverzüglich die 



zugeführte Wassermenge ermittelt und abgerechnet. 

(3) Die Gebühr wird in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15, August und 15. 
November fällig. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten Vierteljahresbeträge sind innerhalb 
des nächsten Jahres zu den angegebenen Zeitpunkten so lange zu zahlen, bis der neue Bescheid 
noch nicht erstellt worden ist. 

(4) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte innerhalb von 14 
Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Beendigung der 
Gebührenpflicht endgültig festgestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach 
Bekanntgabe des Bescheides auszugleichen. Dasselbe gilt für die Abrechnung von Schätzungen. 

IV. Abschnitt - Schlussvorschr iften 

§16 Auskunfts- und Duldungspflicht 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Gemeinde jede Auskunft zu 
erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Beiträge und Gebühren erforderlich ist. 

(2)  Die Gemeinde kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. l zur Auskunft verpflichteten 
Personen haben dies zu ermöglichen und im erforderlichen Umfang zu helfen. 

§17 Ordnungswidr igkeiten 

Zuwiderhandlungen gegen § 18 sind Ordnungswidrigkeiten gem. § 18 Abs. 2 Nr. 2 KAG. 

§18 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 
Güster.den  13.05.1997 

(Der  Bürgermeister ) 

 

 


